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für ihn (den Betrieb — d. Verf.) verwertbare Leistung gegen­
übersteht“?

Das kann sich wohl nicht daraus ergeben, daß noch keine 
bestätigte Grundsatzentscheidung vorlag, und es ist auch kein 
Indiz, wenn die Buchung auf einer speziellen Position für 
schlechte Leitungstätigkeit erfolgte. Es ist immerhin ein mate­
rieller Wert geschaffen worden, den der Betrieb später voll­
ständig und jetzt evtl, teilweise verwenden kann. Was ge­
schieht mit der Elektro Verteilung? Der Betrieb hat eine 
Schadenminderungspflicht in analoger Anwendung zivil- 
rechtlicher Regelungen.

Es verbietet sich hier u. E. ohne weitere Prüfungen den 
vollen Rechnungsbetrag als „entstandene Zahlungsverpflich­
tungen“ im Sinne des § 261 AGB zu werten. Letztere ergeben 
sich als „notwendig gewordene zusätzliche Geldleistungen, 
die der Betrieb zur Feststellung, Abwendung, Minderung und 
Behebung eingetretener oder drohender Schäden und anderer 
Nachteile auf der Grundlage von Rechtsvorschriften sowie 
darauf beruhender Rechtsverhältnisse, Entscheidungen gesell­
schaftlicher und staatlicher Gerichte, Staatlicher Vertragsge­
richte und anderer Organe zu erbringen hat“ (vgl. Arbeits­
recht, Lehrbruch, Berlin 1984, S. 349).

Diese Aufzählung beinhaltet Kosten, denen in der Regel 
keine verwertbaren Leistungen gegenüberstehen. Wie wäre 
denn die Situation rechtlich zu beurteilen, wenn der Betrieb 
irgendwann die Investition entsprechend den Rechtsvorschrif­
ten durchführt und die Verteilung nutzt? Audi zum gegen­
wärtigen Zeitpunkt fehlt die Aussage, was mit der Elektro- 
verteilung körperlich geschehen soll.

Unbefriedigend ist auch die Aussage, daß der Kläger die 
Ausführung einer solchen rechtswidrigen Weisung hätte ver­
weigern m ü s s e n .  Eine Pflicht zur Verweigerung einer 
Weisung besteht gemäß § 83 Abs. 2 Satz 3 AGB nur, wenn 
deren Ausführung eine Straftat darstellt. Das setzt aber vor­
aus, daß vom Werktätigen diese straf rech tliche Bedeutung 
erkannt wird. Wir haben es schon immer als einen Mangel 
angesehen, daß z. B. eine Pflicht zur Weisungsverweigerung 
bei ordnungsstrafrechtlich relevanten Folgen nicht besteht. 
Derartige Weisungen könnten u. E. nur unter den Tatbestand 
der Begründung von Arbeitspflichten, die über die arbeits­
rechtlichen Pflichten hinausgehen, subsumiert werden, so daß 
letztlich das Verweigerungsrecht nur als „Kann-Bestimmung“ 
wirkt. Damit ist in manchen Fällen eine psychische Konflikt­
situation für den Werktätigen nicht mehr zu vermeiden.

Es wäre u. E. sinnvoll, künftig rechtlich zu regeln, daß 
dem Werktätigen ein Verweigerungsrecht zusteht, wenn Wei­
sungen Rechtsvorschriften widersprechen.
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II
Meine Einwände zu dem Urteil des KrG Gotha gelten der 
Aussage in bezug auf die Weisungsverweigerungspflicht des 
Klägers. Wörtlich wird ausgeführt: „Er hätte die Ausführung 
einer solchen Weisung daher verweigern können und müs­
sen.“ Diese Aussage widerspricht m. E. der bisher geltenden 
Rechtsauffassung in bezug auf die Voraussetzungen, unter 
denen Werktätige berechtigt sind, eine Weisung abzulehnen, 
und sie wird auch durch den § 83 Abs. 2 AGB nicht getragen. 
Bisher wurde immer davon ausgegangen, daß der Werktätige 
nur dann v e r p f l i c h t e t  ist, eine Weisung nicht zu be­
folgen, wenn deren Durchführung eine Straftat darstellt. Nur 
so ist auch § 82 Abs. 2 AGB auslegbar, der für die anderen 
Tatbestände des Weisungsverweigerungsrechts ein „kann“ 
formuliert. Grundsätzlich kann der Werktätige von der 
Rechtmäßigkeit der erteilten Weisung ausgehen, so daß an 
die Ausübung des Weisungsverweigerungsrechts hohe Anfor­
derungen zu stellen sind.

Die Festschreibung einer generellen P f l i c h t  des Werk­
tätigen, auch dann eine Weisung abzulehnen, wenn sie wie 
hier allgemein gegen Rechtsvorschriften verstößt, stellt m. E. 
eine unzulässige Erweiterung der Weisungsverweigerungs­
pflicht des § 83 Abs. 2 AGB dar.
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III
Obwohl die Rechtsanwendung arbeitsrechtlicher und wirt­
schaftsrechtlicher — hier: investitionsrechtlicher — Grundsätze 
bei der Sicherung der Vorbereitung und Durchführung von 
Investitionen von aktueller Bedeutung sind, erscheint die in 
der Begründung des Urteils gegebene Auslegung zum Scha­
den streitbar.

Ausgangspunkt der folgenden beachtenswerten Aspekte 
ist die Feststellung: „Die Begleichung des Rechnungsbetrags 
in Höhe von 7 915 M stellt sich für den Verklagten als eine 
entstandene Zahlungsverpflichtung i. S. des § 261 Abs. 1 AGB 
dar.“ Zweifelsfrei steht fest, daß durch den Auftrag vom 
27. Mai 1987 und die Auftragsbestätigung vom 1. Juni 1987 
die vertragschließenden Partner sich so verhalten haben, als 
ob ein Wirtschaftsvertrag gemäß § 64 Vertragsgesetz i. V. m.
§ 9 der 2. DVO zum Vertragsgesetz — Wirtschaftsverträge über 
Investitionen und über die Instandsetzung von Grundmit­
teln — vom 25. März 1982 (GBl. I Nr. 16 S. 329) zustande ge­
kommen wäre.

Beiden Partnern ist in Vorbereitung des Wirtschaftsrechts­
verhältnisses vorzuwerfen, daß sie ihren Pflichten zum ord­
nungsgemäßen Verhalten bei der Vorbereitung und Gestal­
tung von Willenserklärungen nicht nachgekommen sind, d. h. 
es ist von der fehlenden Prüfung der dem Vertragsabschluß 
zugrunde liegenden Voraussetzungen beiderseits auszugehen.

Rechtlich relevant jedoch ist, daß wegen des Fehlens der 
dem Wirtschaftsrechtsverhältnis notwendigen Voraussetzun­
gen für den Vertragsabschluß — hier: Nichtvorliegen der 
Grundsatzentscheidung oder eines in Rechtsvorschriften ge­
regelten Ausnahmefalls — der Wirtschaftsvertrag ab der Auf­
tragsbestätigung schwebend unwirksam war (§ 9 Abs. 1 und 2 
der 2. DVO zum Vertragsgesetz; § 3 Abs. 1 der VO über die 
Durchführung von Investitionen vom 27. März 1980 [GBl. I 
Nr. 13 S. 107] i. V. m. § 68 ZGB).

Der Sachlage folgend, daß bis zum Zeitpunkt der körper­
lichen Abnahme der in Auftrag gegebenen Leistung die Ver­
tragsabschlußvoraussetzungen nicht gegeben waren, war der 
Vertrag nichtig (vgl. Vertragsgesetz, Kommentar, Berlin 1989, 
S. 205 zu § 64). Sowohl der Leistende, VEB Energiekombinat, 
als auch der Verklagte/Kläger, auch wenn sie sich dessen nicht 
bewußt waren, haben objektiv gegen geltende Rechtsnormen 
verstoßen. Obwohl das Vertragsgesetz die Nichtigkeitsrege­
lung nicht enthält, finden die Bestimmungen der §§ 68 und 69 
ZGB Anwendung (vgl. Grundsätzliche Feststellung Nr. 2/1983 
über die Anwendung von Bestimmungen des ZGB auf Wirt­
schaftsrechtsverhältnisse vom 16. Mai 1983, in: Verfügungen 
und Mitteilungen des Staatlichen Vertragsgerichts 1983, Nr. 3).

Nichtigkeit bedeutet nach den zivilrechtlichen Regelungen, 
daß das Wirtschaftsrechtsverhältnis kraft Gesetzes keine 
Wirksamkeit hat und aus dem nichtigen Vertrag keine Rechte 
und Pflichten hergeleitet werden können.

Der Verklagte war daher zur Finanzierung des Rechnungs­
betrags weder berechtigt noch verpflichtet. Zu prüfen war 
daher durch den Verklagten als juristische Person die An-' 
Wendung des § 69 Abs. 1 ZGB auf Rückgabe der unberechtigt 
erlangten Kaufpreisleistung entsprechend §§ 356 und 357 ZGB, 
da die Zahlung ohne Vorhandensein eines Rechtsgrunds er­
folgte. Insoweit ist die rechtliche Begründung des Urteils, die 
Zahlung und Buchung des Rechnungsbetrages stelle sich für 
den Verklagten als Schadenersatz dar, nicht haltbar.

Geht man von der zeitlichen Abfolge des ordnungsgemä­
ßen Verhaltens bei der Abnahme der Leistung, der Rech­
nungslegung, der Rechnungsfinanzierung und der Durchset­
zung der Kaufpreisrückforderung aus, so ist zu konstatieren, 
daß mit der Antragstellung an die Konfliktkommission am
15. Juli 1988 für den Verklagten kein Rechtsschutzbedürfnis 
bestand, da er selbst eigene Pflichten nicht erfüllt hat. Scha­
den im Sinne des § 261 Abs. 1 AGB wäre für den Verklagten 
erst dann gegeben, wenn der VEB Energiekombinat den un­
berechtigt erlangten Preis zurückzahlt und gleichzeitig gegen­
über dem Verklagten Ansprüche aus außervertraglicher zivil- 
rechtlicher Verantwortlichkeit gemäß § 330 ff. ZGB geltend 
gemacht und durchgesetzt hätte. Prämissen, die weder sach­
lich noch rechtlich angedacht und geprüft wurden.

Die durch das Kreisgericht vorgenommene rechtliche Wür­
digung des Streitfalls ist m. E., bezogen auf den eingetretenen


